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9	 3. Das Berufungsgericht hat zutreffend die Haftung der 
Bekl. verneint, weil der Kl. nicht bewiesen hat, dass der Un-
fall nicht aufgrund einer Überforderung der Bekl. passiert 
ist.

10	 a) Um eine klare Grenzlinie für die Haftung von Kindern 
zu ziehen, hat der Gesetzgeber die Fallgestaltungen einheit-
lich in der Weise geregelt, dass er die Altersgrenze der De-
liktsfähigkeit von Kindern für den Bereich des motorisierten 
Verkehrs generell heraufgesetzt hat (vgl. Senatsurteile vom 
14. 6. 2005 – VI ZR 181/04 – a.a.O. und vom 17. 4. 2007 – VI 
ZR 109/06 – VersR 2007, 855, 856). Im Rahmen des § 828 
Abs. 2 Satz 1 BGB geht das Gesetz im Regelfall von der feh-
lenden Verantwortlichkeit des Minderjährigen unter den dort 
genannten Voraussetzungen aus. § 828 Abs. 2 Satz 1 BGB 
enthält somit eine Vermutung für die Deliktsunfähigkeit des 
Minderjährigen im Alter zwischen sieben und zehn Jahren im 
motorisierten Straßenverkehr (vgl. Bollweg/Hellmann, Das 
neue Schadensersatzrecht, §  828, Rdn.  2 ff.). Demzufolge 
haften Minderjährige i.d.R. vor Vollendung des 10. Lebens-
jahres nicht bei einem Unfall mit den in § 828 Abs. 2 Satz 1 
BGB genannten Fahrzeugen, es sei denn, dass sie vorsätzlich 
gehandelt haben (§ 828 Abs. 2 Satz 2 BGB). Die Darlegungs- 
und Beweislast für die nach dem Gesetzeswortlaut erforderli-
chen tatsächlichen Voraussetzungen für das Eingreifen von 
§ 828 Abs. 2 Satz 1 BGB liegt nach den allgemeinen beweis-
rechtlichen Grundsätzen beim Schädiger und somit beim 
Kind (vgl. Palandt/Sprau, BGB 68. Aufl. § 828 Rdn. 2; Gre-
ger, Haftungsrecht des Straßenverkehrs, 4. Aufl., §  10 
Rdn. 66; Soergel/Spickhoff, BGB, 13. Aufl., § 828 Rdn. 18; 
MünchKomm-BGB/Wagner, 5. Aufl., § 828 Rdn. 12). Des-
halb trägt der Minderjährige die Beweislast für die Vorausset-
zungen der gesetzlichen Vermutung seiner fehlenden Delikts-
fähigkeit nach § 828 Abs. 2 Satz 1 BGB. Er muss darlegen 
und gegebenenfalls beweisen, dass er im Zeitpunkt des Un-
falls im motorisierten Verkehr noch nicht das 10. Lebensjahr 
vollendet hatte.

11	 b) Hingegen handelt es sich um die Ausnahme vom Re-
gelfall, wenn die nach dem Normzweck erforderliche beson-
dere Überforderungssituation fehlt und deshalb die Haftungs-
freistellung nicht zur Anwendung kommt. Der Geschädigte, 
der sich darauf beruft, hat deshalb darzulegen und erforderli-
chenfalls zu beweisen, dass sich nach den Umständen des Fal-
les die typische Überforderungssituation des Kindes durch 
die spezifischen Gefahren des motorisierten Verkehrs bei ei-
nem Unfall nicht realisiert hat.

12	 Diese Beweislastverteilung ist grundsätzlich auch inter-
essengerecht. Ob eine Fallkonstellation vorliegt, in der sich 
die typische Überforderungssituation des Kindes durch die 
spezifischen Gefahren des motorisierten Verkehrs nicht reali-
siert hat, kann nur für den jeweiligen Einzelfall bestimmt 
werden. Es wäre aber nicht mit der gesetzgeberischen Intenti-
on zu vereinbaren, die Altersgrenze für die Deliktsfähigkeit 
eines Minderjährigen im motorisierten Verkehr generell auf 
die Vollendung des zehnten Lebensjahres heraufzusetzen, 
wenn der Minderjährige seine eigene Überforderung im Ein-
zelfall beweisen müsste. § 828 Abs. 2 BGB würde im Hin-
blick auf die Beweisschwierigkeiten des Kindes häufig nicht 
greifen, obwohl die Überforderung des Minderjährigen nach 
dem Gesetz bei einem Unfall mit einem Kfz grundsätzlich 
vermutet wird. Entgegen der Auffassung der Revision entfällt 
die Haftungsfreistellung nicht schon bei einem Unfall im ru-
henden Verkehr. In besonders gelagerten Fällen kann sich 
auch im ruhenden Verkehr eine spezifische Gefahr des moto-
risierten Verkehrs verwirklichen (vgl. etwa Senatsurteile 
BGHZ 29, 163, 166 f. und vom 25. 10. 1994 – VI ZR 107/94 
– VersR 1995, 90, 92). Sie kann von einem Kfz ausgehen, das 
im fließenden Verkehr anhält und auf der Fahrbahn für das 
Kind ein plötzliches Hindernis bildet, mit dem es möglicher-
weise nicht gerechnet hat. Auch in einer solchen Fallkonstel-

lation können altersbedingte Defizite eines Kindes im moto-
risierten Straßenverkehr, von denen die Fähigkeit zur richti-
gen Einschätzung von Entfernungen und Geschwindigkeiten 
nur beispielhaft genannt sind, zum Tragen kommen (vgl. 
grundlegend Senat, BGHZ 161, 180, 185 m.w.N.).

13	 c) Die Annahme des Berufungsgerichts, dass der Kl. 
nicht bewiesen hat, dass eine typische Überforderungssituati-
on für die Bekl. nicht gegeben war, ist aus revisionsrechtli-
cher Sicht nicht zu beanstanden. Gem. § 2 Abs. 5 StVO durf-
te die Bekl. auch den Gehweg mit ihrem Fahrrad befahren. 
Schon der Umstand, dass die Bekl. gegen die linke Heckseite 
stieß, nachdem sie an anderen Fahrzeugen vorbeigefahren 
war, legt nahe, dass das Fahrzeug weiter als die daneben ge-
parkten  Pkw in den Gehweg ragte und die Bekl. dadurch in 
ihrer Reaktionsfähigkeit überfordert worden ist. Dies ist je-
denfalls nicht auszuschließen.

14	 d) Soweit die Revision im Hinblick auf ein beiderseitiges 
Mitverschulden weitere Feststellungen für erforderlich hält, 
verkennt sie, dass die Haftungsfreistellung nach § 828 Abs. 2 
Satz 1 BGB auch für das Mitverschulden nach § 254 BGB 
gilt (vgl. Senatsurteile BGHZ 34, 355, 366 und 161, 180, 
186). Die Haftungsfreistellung Minderjähriger hat zur Folge, 
dass Kinder dieses Alters sich ein Mitverschulden bei der 
Schadensverursachung nicht entgegenhalten lassen müssen 
(vgl. BT-Drucks. 14/7752 S. 16; Bollweg/Hellmann, Das 
neue Schadensersatzrecht § 828 Teil 3 Rdn. 5; Hess/Buller, 
zfs 2003, 218, 219).

i

§§ 1 Abs. 2 Nr. 5, 3 Abs. 1 ProdHaftG, § 823 BGB (Hersteller-
haftung für Fehlauslösung von Airbags)

Zur Haftung eines Fahrzeugherstellers für die Fehl-
auslösung von Airbags. 
BGH, Urteil vom 16. 6. 2009 (VI ZR 107/08) (OLG Jena) 
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Anmerkung:
Das Airbag-Urteil des VI. Senats des BGH1 setzt weitreichende 
Maßstäbe für die Rechtspraxis:

Der BGH stellt klar, dass jedes Produkt schon in der Konzep-
tions- und Planungsphase, um einen Konstruktionsfehler zu ver-
meiden, dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechen muss. Mit Ausnahme des seltenen Entwicklungs-
fehlers gibt es damit keinen Spielraum mehr für die bloße Ori-
entierung an der hinter dem neuesten Stand von Wissenschaft 
und Technik zurückbleibenden „Branchenüblichkeit“. Damit 
schwenkt der BGH auf das hohe Schutzniveau des europä-
ischen Gemeinschaftsrechts ein. Die Übereinstimmung eines 
Produkts mit dem Stand von Wissenschaft und Technik wird als 
Regelfall unterstellt: Der 11. Erwägungsgrund zur Verordnung 
661/20092 spricht von dem vorgeschriebenen und durchge-
henden Einsatz von dem neuesten Stand der Technik entspre-
chenden Fertigungstechnologien im Interesse der Fahrzeug
sicherheit. Durch die Einbeziehung der Richtlinie 2001/95/EG 
zur allgemeinen Produktsicherheit wird auch der Stand der Wis-
senschaft festgelegt.3

Darf trotz eines verbleibenden Restrisikos ein Produkt dennoch 
in den Verkehr gebracht werden, trifft den Hersteller eine um-
fassende Informationspflicht: „Denn den Verwendern des Pro-
duktes muss eine eigenverantwortliche Entscheidung darüber 

4 

1	 DAR 2009, 582 (Volltext)
2	 Verordnung (EG) 661/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 7. 

2009 über „die Typengenehmigung von Kfz, Kraftfahrzeuganhängern und von Systemen, 
Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge hinsichtlich ihrer 
allgemeinen Sicherheit“, Amtsblatt vom 31. 2. 1997 L 200/1. Die Verordnung ergänzt 
die Allgemeinen Zulassungsrichtlinie 2007/46/EG, Amtsblatt vom 9. 10. 2007 L 263, 1, 
in der die Richtlinie 2001/95/EG über die Allgemeinen Produktsicherheit vom 3. 12. 
2001, Amtsblatt vom 15. 1. 2002 L 11, 4, implementiert ist.

3	 Art. 3 Abs. 3 lit. e) nennt als Prüfungsmaßstab für Sicherheitsanforderungen ausdrücklich 
den derzeitigen „Stand des Wissens und der Technik“.
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ermöglicht werden, ob sie sich in Anbetracht der mit dem Pro-
dukt verbundenen Vorteile den mit ihrer Verwendung verbun-
denen Gefahren aussetzen wollen. … Sie müssen darüber hi-
naus in die Lage versetzt werden, den Gefahren soweit wie 
möglich entgegenzuwirken.“ Das entspricht der – soweit er-
sichtlich von der Rspr. kaum angewendet – gesetzlichen Rege-
lung zum Verbraucherschutz nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) des 
Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes (GPSG), die dem Her-
steller auferlegt, beim Inverkehrbringen sicherzustellen, „dass 
der Verwender die erforderlichen Informationen erhält, damit 
dieser die Gefahren, die von dem Verbraucherprodukt während 
der üblichen und vernünftigerweise vorhersehbaren Gebrauchs-
dauer ausgehen und die ohne entsprechende Hinweise nicht 
unmittelbar erkennbar sind, beurteilen und sich dagegen schüt-
zen kann“.

Der BGH festigt damit das – in der früheren Rspr. nur ange
deuteten – gesetzlich gemeinschaftsrechtkonform angelegte 
Selbstbestimmungsrecht des Verbrauchers, über seine Risiko-
bereitschaft bei der Produktverwendung eigenverantwortlich zu 
entscheiden. Die Entscheidungsgrundlage für den Verbraucher 
ist seine berechtigte Erwartungshaltung an die Sicherheit des 
Produkts (§ 3 Abs. 1 lit. b) ProdHaftG; § 434 Abs. 1 Satz 3, 
Abs.  2 BGB). Sie zu liefern ist eine primäre deliktsrechtliche 
und vertragsrechtliche Bringschuld eines Herstellers von Pro-
dukten mit Risikopotenzial.

Damit wird die primäre Verantwortlichkeit des Herstellers für 
die Entscheidungsfähigkeit des Verbrauchers grundlegend kon-
kretisiert: Der Hersteller muss antizipierend das Informations-
bedürfnis des Verbrauchers einschätzen. Dessen Umfang rich-
tet sich nach dem objektiven Risikopotenzial des Produkts. 
Maßgebend dafür ist – so der BGH – „das objektiv zugängliche 
Gefahrenwissen; auf die subjektive Erkenntnismöglichkeiten 
des einzelnen Herstellers kommt es nicht an“. Die Risikoein-
schätzung nur aus der technischen Sicht des Herstellers ohne 
die begründete Annahme von objektiv vorhersehbaren Verbrau-
chergewohnheiten im Umgang mit dem Produkt reicht nicht aus, 
das erforderliche Informationsniveau zu bestimmen.4 Das Er-
gebnis der Antizipation verlangt eine Bewertung des Herstel-
lers, die Reaktionen des Verbrauchers zum risikogerechten Ver-
halten voraus zu bestimmen. Das Risiko des Herstellers, hinter 
die „Brachenüblichkeit“ zurückzufallen, ist dabei groß. Er trägt 
die Beweislast für seine Beurteilung nach objektiven Maßstä-
ben, gemessen am Verbraucherhorizont.

Die weitere Hürde liegt in der Umsetzung des vom Hersteller 
angenommenen Informationsbedürfnisses des Verbrauchers: 
Reicht die Information nach Form und Inhalt aus, den Verbrau-
cher zur Entscheidung über wirksame Selbstschutzmaßnahmen 
zu befähigen? Auch dafür trägt der Hersteller die Beweislast, 
die umso schwieriger zu erfüllen ist, als die Gefahreneinschät-
zung vor dem Inverkehrbringen des Produkts erfolgen muss und 
nicht Folge von Erfahrungen aus dem Feld sein darf. Die antizi-
pierende Risikoeinschätzung des Herstellers wird nicht durch 
seine davon unabhängige nachträgliche Produktbeobachtungs-
pflicht nach § 823 BGB ersetzt.

Die Frage des Mitverschuldens des Verbrauchers stellt sich 
erst, wenn der Hersteller seiner doppelten Darlegungslast hin-
sichtlich der richtigen Risikoeinschätzung der von dem Produkt 
noch ausgehenden Gefahren, der daraus folgenden notwen-
digen Informationen für den Verbraucher und die Eignung der In-
formationen für die selbstschützende Handlungsfähigkeit des 
Verbrauchers erfüllt hat. Damit werden hohe Anforderungen an 
die Betriebs- und Gebrauchsanleitungen vor allem für Fahrzeuge 
gestellt.

Mit der Airbag-Entscheidung wird für das Verständnis der allge-
meinen Verkehrssicherungspflichten und die rechtlichen Anfor-
derungen an die allgemeine Produktsicherheit Klarheit geschaf-
fen. In der „Kirschtaler“-Entscheidung5, die der Airbag-Entschei-
dung zugrunde liegt, hat der BGH erstmal klargestellt, dass sich 
die nach § 3 Abs. 1 ProdHaftG maßgeblichen Sicherheitserwar-
tungen „grundsätzlich nach denselben objektiven Maßstäben 
wie die Verkehrssicherheitspflichten des Herstellers im Rah-
men der deliktischen Haftung gem. § 823 Abs. 1 BGB“ beurtei-
len. Der BGH räumt in der „Kirschtaler“-Entscheidung auch mit 
der einschränkenden Auslegung des Schutzzwecks dieser de-
liktsrechtlichen Vorschriften auf.6 Der Schutzzweck produkthaf-
tungsrechtlicher Vorschriften erstreckt sich nicht nur auf die Er-
werber oder Nutzer von Produkten, sondern auch auf „unbetei-

ligte Dritte“ und ihre Rechtsgüter. Deshalb sind vom Hersteller 
„nicht nur die Sicherheitserwartungen des Adressatenkreises 
des vermarkteten Produkts zu berücksichtigen, sondern darü-
ber hinaus auch das Schutzniveau, welches Dritte berechtigter-
weise erwarten können, sofern sie mit der Sache in Berührung 
kommen“.7 Damit entfällt auch die Beschränkung auf den delik-
tisch abgeschlossenen Rechtsgüterkreis nach §  823 Abs.1 
BGB.

Mit der „Kirschtaler“-Entscheidung und der „Airbag“-Entschei-
dung ist die Geltung der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht 
deliktsrechtlich umfassend neu beschrieben und sind die Anfor-
derungen an die Produktsicherheit nach dem Maßstab von Wis-
senschaft und Technik über den einheitlichen Fehlerbegriff nach 
§  3 ProdHaftG als zwingende Beschaffenheitsvoraussetzung 
nach § 434 BGB klar definiert. Der Prüfungsmaßstab für den 
Hersteller ist immer die doppelte Vorhersehbarkeit: Welche vor-
hersehbaren Risiken gehen von einem Produkt aus und sind 
die zur Risikovermeidung gedachten Informationen an den Ver-
braucher geeignet, dem Selbstbestimmungsrecht der Verbrau-
chers über seine Risikobereitschaft gerecht zu werden? Das Ri-
siko der Fehleinschätzung ist nicht zu verkennen.

Rechtsanwalt Dr. Ekkehard Helmig, Wiesbden

4	 §  4 Abs. 2 GPSG verlangt, dass bei der Sicherheitseinschätzung „die vorhersehbare 
Fehlanwendung“ des Produkt zu beurteilen ist. Entsprechend verpflichtet der BGH – Text-
Ziff. 23 –, „die Verwender des Produkts vor denjenigen Gefahren zu warnen, die bei be-
stimmungsgemäßem Gebrauch oder nahe liegendem Fehlgebrauch drohen und die nicht 
zum allgemeinen Gefahrenwissen des Benutzerkreise gehören“.

5	 Urteil vom 17. 3. 2009, VI ZR 176/08, NJW 2009, 1669.
6	 Helmig, DAR 2009, 508, Rechtsfragen zum Betanken eines Kfz. Mit falschem Kraftstoff
7	 Der BGH verweist ausdrücklich auf die Richtlinie 2001/95/EG Allgemeine Produktsicher-

heit als Beurteilungsmaßstab für das gemeinschaftsrechtlich maßgebende Schutzniveau, 
das Produkte erfüllen müssen.

i

Art. 3 VerbrauchsgüterRL; §§ 474 Abs. 1 Satz 1, 346 Abs. 1 
BGB; § 543 Abs. 1 ZPO (Anspruch auf Nutzungsersatz beim Rücktritt 
vom Kfz-Kaufvertrag)

a) 	 Die Zulassung der Revision kann auf den Grund ei-
nes im Rechtsstreit erhobenen Gegenanspruchs be-
schränkt werden. 

b) 	 Bei Rückabwicklung eines Verbrauchsgüterkaufs 
steht einem Anspruch des Verkäufers auf Nutzungs-
wertersatz gemäß § 346 Abs. 1 BGB europäisches 
Recht (hier Verbrauchsgüterkaufrichtlinie) nicht ent-
gegen. 

BGH, Urteil vom 16. 9. 2009 (VIII ZR 243/08) (LG Hannover) 
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1	 Sachverhalt: Die Kl. kaufte vom Bekl., einem Kraftfahrzeughändler, 
mit Vertrag vom 9. 5. 2005 einen gebrauchten Pkw BMW 316 i mit einer 
Laufleistung von 174.500 km für 4.100 €. Die Kl. finanzierte den Kaufpreis 
über die C.-Bank und erbrachte an diese Zahlungen in Höhe von insgesamt 
1.126,15 €; ein Betrag von 4.052,54 € ist noch offen.

2 	 Das Fahrzeug hatte einen Unfallschaden (Rahmenschaden) erlitten und 
war mit nicht zugelassenen Teilen (Reifen, Felgen und Auspuff) versehen. 
Nachdem die Kl. dem Bekl. vergeblich eine Frist zur Nacherfüllung gesetzt 
hatte, erklärte sie den Rücktritt vom Kaufvertrag. Sie ist mit dem Fahrzeug 
36.000 km gefahren.

3 	 Die Kl. hat Zahlung von insgesamt 1.026,15 € nebst Zinsen Zug um 
Zug gegen Rückgabe des Fahrzeugs begehrt sowie ferner die Feststellung der 
Verpflichtung des Bekl., sie von den Ansprüchen der C. -Bank aus dem zur 
Finanzierung des Fahrzeugs aufgenommenen Darlehen freizustellen. Das AG 
hat den Bekl. im Wege des Versäumnisurteils entsprechend diesen Anträgen 
verurteilt. Nach Einspruch des Bekl. hat das AG das Versäumnisurteil hin-
sichtlich des Zahlungsantrags insgesamt sowie hinsichtlich des Feststellungs-
antrags in Höhe eines Betrags von 51,08 € aufrechterhalten und den Bekl. auf 
die zwischenzeitliche Erweiterung der Klage zur Zahlung weiterer 100 € nebst 
Zinsen verurteilt; im Übrigen hat es das Versäumnisurteil aufgehoben und die 
Klage abgewiesen.

4 	 Auf die Berufung der Kl. hat das LG – unter Zurückweisung der weiter-
gehenden Berufung und der Anschlussberufung des Bekl. – das Urteil des AG 
hinsichtlich des Feststellungsantrags teilweise abgeändert und das Versäumnis-
urteil insoweit hinsichtlich eines Betrages von 1.129,77 € wiederhergestellt. 
Die vom Berufungsgericht zugelassene Revision der Kl., mit der sie den Fest-
stellungsantrag im restlichen Umfang – Freistellung in Höhe von 2.922,77 € – 
weiterverfolgt, war erfolglos.
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